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Erster Burgermeister Thomas Gasser eréffnet um 17:00 Uhr die offentliche Sitzung des Bau- und
Umweltausschusses, begrif3t alle Anwesenden und stellt die ordnungsgeméf3e Ladung und Be-
schlussfahigkeit des Bau- und Umweltausschusses fest.

Zweite Burgermeisterin Stutz kam um 17:40 Uhr zu TOP 10 zur Sitzung.

OFFENTLICHE SITZUNG

1 Genehmigung des Protokolls der 6ffentlichen Sitzung vom 15.01.2024

Die Niederschrift Uber die 6ffentliche Sitzung vom 15.01.2024 wurde allen Mitgliedern zugestellt.
Einwendungen gegen die Niederschrift werden nicht erhoben. Die Niederschrift ist somit nach Art.
54 Abs. 2 GO genehmigt.

2 Bauleitplanung Ainring; 1. Anderung Bebauungsplan Hofhuberanger;
Beteiligung als Nachbargemeinde

Der Bauausschuss der Gemeinde Ainring beschloss die 1. Anderung des Bebauungsplans ,Hof-
huberanger®. Teilflachen des Planungsgebiets sind bereits bebaut. Die Restflache wird Uberwie-
gend als Intensivgrinland genutzt. Im Ostteil befindet sich ein landschaftsbildpragender Streuobst-
bestand.

Mit der Planung soll Bauland fur heimische Familien geschaffen werden. Der Ortsrand soll neu
definiert und eine Ortsabrundung geschaffen werden. Die Uberplante Flache umfasst ca. 13.414
m2 und schliel3t im Norden und Westen an bereits bestehende Bebauungen an.

Beschluss:

Mit der Bebauungsplananderung sind Belange des Marktes Teisendorf nicht betroffen. Auf eine
weitere Beteiligung im Verfahren wird verzichtet, solange sich die Grundziige der Planung nicht
wesentlich andern.

Abstimmungsergebnis: Fir: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

3 Bauleitplanung Ainring; Neuaufstellung Bebauungsplan Mitterfelden
Mitte II;
Beteiligung als Nachbargemeinde

Der Bauausschuss der Gemeinde Ainring hat beschlossen den Bebauungsplan ,Mitterfelden Mitte
II“ neu aufzustellen, welcher grol3e Teile des bisherigen Bebauungsplans ,Mitterfelden A“ und ,Mit-
terfelden Moosstralle” ersetzen soll. Fir den Bebauungsplan wurde eine Vorprifung des Einzel-
falls durchgefiihrt, wonach durch die Bebauung gemal? dem Bebauungsplan voraussichtlich keine
erheblichen Umweltauswirkungen hat.
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Im Rahmen der Bauleitplanung soll bei dem bestehenden Gebiet die Mdglichkeit der Nachverdich-
tung geschaffen werden. Das Verfahren wird im beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB
durchgeflhrt.

Beschluss:
Belange des Marktes Teisendorf sind in der Bauleitplanung nicht beriihrt. An einer weiteren Betei-
ligung wird verzichtet, solange sich die Grundziige der Planung nicht wesentlich &ndern.

Abstimmungsergebnis: Fir: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

4 Bauleitplanung Neuaufstellung Bebauungsplan Oberteisendorf Sid-
ost I;
Aufstellungsbeschluss, Billigung der Planung und Beschluss zur Be-
teiligung der Offentlichkeit und Behdrden

Der aktuell gultige Bebauungsplan Oberteisendorf Stidost | wurde 1971 aufgestellt und derzeit 42
Anderungen. Der Planstand und die aktuellen Festsetzungen entsprechen nicht mehr den heutigen
Standards und Bedirfnissen der Gemeinde Teisendorf. Das IB Staller aus Traunstein wurde daher
mit der Erstellung einer Neufassung des Bebauungsplans beauftragt.

Ziel und Zweck der Neuaufstellung des Bebauungsplans ist es, die Zulassigkeiten neu zu ordnen
und die baurechtlichen Voraussetzungen fur eine zeitgemafe und sinnvolle Entwicklung im Ortsin-
neren von Oberteisendorf zu schaffen. Hierfir sollen unter anderem die Baufenster angepasst und
fur Hauptgebaude Dachgauben erlaubt werden.

Der Geltungsbereich hat eine Gesamtgréf3e von ca. 75.900 m2. Die Neuaufstellung wird im Verfah-
ren nach § 30 BauGB mit friihzeitiger Beteiligung durchgeftihrt.

Gemal Diskussion im Gremium sind in dem Plangebiet Uberwiegend grof3e Grundsticke vorhan-
den. Es soll somit die Mdglichkeit von drei Wohneinheiten pro Parzelle erméglicht werden. Hiervon
ausgenommen sind die Parzellen 43 und 44 mit der gesonderten Festsetzung. Der Plan wird ent-
sprechend geandert und dann fir die Beteiligung versandt.

Beschluss:
Der Bau- und Umweltausschuss beschlief3t die Aufstellung des Bebauungsplans Oberteisendorf
Sidost I, die Billigung der Planung sowie die friihzeitige Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung.

Abstimmungsergebnis: Fir: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

5 Bauleitplanung, 6. Anderung Bebauungsplan Horafing;
Aufstellungsbeschluss, Billigung der Planung und Beschluss zur 6f-
fentlichen Auslegung und Beteiligung der Behorden

Der Markt Teisendorf beabsichtigt die 6. Anderung des Bebauungsplan Horafing.
Aufgrund des dringenden Wohnraumbedarfes der einheimischen Bevdlkerung und im Sinne eines

sparsamen Umgangs mit Grund und Boden soll im Nordosten des Bebauungsplangebietes ,Hora-
fing“ auf FI. Nr. 2745/2 die Errichtung eines neuen Wohngebaudes mit Garage ermdglicht werden.

Offentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 19.02.2024 Seite 4



Die auf dem Grundstiick befindliche Scheune soll abgebrochen werden. Im Rahmen der Bebau-
ungsplananderung soll ein Neubau auf dem Grundstiick erméglich werden. Hinsichtlich der Nach-
bargrundstiicke besteht aufgrund der bestehenden Bebauung und bereits erfolgter Anderungen
kein dariiberhinausgehender Planungsbedarf. Daher beschrankt sich die Anderung nur auf dieses
eine Grundstick. Durch die Anderung soll eine geordnete stadtebauliche Entwicklung im Zusam-
menhang mit MaBhahmen der Innenentwicklung erfolgen.

Stadtebaulich fligt sich das Vorhaben in die Umgebungsbebauung und in das bestehende Ortsbild
ein. Ein ressourcenschonender Umgang stellt eine Schlisselposition fur die Umsetzung einer
nachhaltigen Siedlungsentwicklung dar. Das Grundstlck liegt an einer 6ffentlichen StralRe an und
die Erschliel3ung ist gesichert.

Die Anderung des Bebauungsplans erfolgt im beschleunigten Verfahren gemaR § 13a BauGB. Von
einer Umweltvertraglichkeitsprifung kann abgesehen werden, da im Nahbereich des Anderungs-
bereichs keine Anhaltspunkte fiir Schutzgiter sind und es sich um eine mafivolle bauliche Erweite-
rung handelt.

Beschluss:
Der Bau- und Umweltausschuss billigt die Planung fiir die 6. Anderung des Bebauungsplan ,Héra-
fing“ und beschliel3t die 6ffentliche Auslegung sowie die Beteiligung der Behorden.

Abstimmungsergebnis: Fur: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

6 Bauleitplanung, 7. Anderung Bebauungsplan Ufering Linden II;
Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen wahrend der Beteili-
gung der Offentlichkeit und der Behdrdenbeteiligung mit Satzungsbe-
schluss

In der Zeit vom 07.11.2023 bis 05.12.2023 wurden die Beteiligung der Offentlichkeit sowie die Be-
teiligung der Behorden durchgefuhrt. Fur das Landratsamt Berchtesgadener Land wurde die Frist
fur die Stellungnahme bis zum 15.12.2023 verlangert.

Beteiligung der Offentlichkeit:
Aus der Offentlichkeit ging folgende Stellungnahme ein:

Rechtsanwaélte Dr. Briza Linhart und Kollegen

Unsere Mandanten sind planbetroffene Anwohner. Deren bestehendes Wohnhaus grenzt an die
beiden Grundstiicke, deren Baufenster weit tGber eine imaginéare Linie der unteren Grundstticke zur
Stral3e (Nordseite) orientiert waren. Unsere Mandanten haben bereits vor unserer Beauftragung
auf diesen erheblichen planerischen Missstand aufmerksam gemacht. Gleichwohl ist die inhaltlich
am Planentwurf von unseren Mandanten anzubringende Kritik vollumfénglich auch weiterhin, nun
durch uns, zu formulieren. Unsere Mandantschaft kann und wird daher weiterhin zurecht einwen-
den, dass (u.a.) die geschilderte Baufenster-Problematik zu einem Abwégungsfehler iSv 81 Abs. 7
BauGB fuhren wirde.

Um die Planungen positiv, auch im Sinne der plangebenden Gemeinde, zu beftérdern wird in die-
sem Zusammenhang darauf verwiesen, dass die Zusammenstellung des Abwégungsmaterials den
Anforderungen des 8 1 Abs. 7 BazGB in Verbindung mit 8§ 2 Abs. BauGB in jeder Hinsicht geni-
gen muss, sie das aber ersichtlich nicht tut, wie schon der pauschale Hinweis auf eine unverénder-
te Gutachtensituation trotz Anderung der Baukorper, deutlich macht. So wie nach er Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte etwa die planende Gemeinde insbesondere bei der Planung im-
missions-empfindlicher Bebauung in der Nahe emittierender Nutzungen eine besondere Ermitt-
lungspflicht trifft (vgl. u.a. VGH Baden-Wurttemberg, Urteil v. 07.05.2008, 2 S 2602/06), gilt dies
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auch, wenn derartige Stérungen durch Nachverdichtung im Raum stehen, wie vorliegend. Diese
Verpflichtung, die im Hinblick auch auf die Beriicksichtigung der allgemeinen Anforderungen an
gesunde Wohnverhéltnisse in 8 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB normativ verankert ist, besteht vorliegend
aufgrund langjahriger Situation im Plangebiet zugunsten der Anlieger in gesteigertem Mal3e.

Die Ermittlungsobliegenheiten der planenden Gemeinde erhdhen sich dabei umso mehr, je prob-
lematischer sich die Missstands-Situation aufdrangt. Dies wurde bisher offenbar ganzlich verkannt.
Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund nach sich aufzwingenden Plananderung noch zu tref-
fender Abwagungsentscheidung im Gemeinderat zu berlcksichtigen. Gemafl § 1 Abs. 7 BauGB
sind bei der Aufstellung der Bauleitplane die offentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander gerecht abzuwagen. Das Abwagungsgebot ist das zentrale Gebot rechtsstaatlicher
Planung. Es ist gleichermaf3en bestimmend fur den planerischen Entscheidungsvorgang wie auch
fur die Beurteilung des Ergebnisses der Planung.

Nach der standigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (grundlegend: BVerwGE
34, 301) ist das Gebot gerechter Abwagung verletzt,

wenn eine sachgerechte Abwagung Uberhaupt nicht stattfindet; wenn in die Abwagung an Belan-
gen nicht eingestellt wird, was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss; wenn die Be-
deutung der betroffenen privaten Belange verkannt wird

oder

wenn der Ausgleich zwischen den von der Planung berthrten Belangen in einer Weise vorge-
nommen wird, der zur objektiven Gewichtung einzelner Belange au3er Verhaltnis steht.

Die vorgelegte Planung macht deutlich, dass die plangebende Kommune auf einen Abwéagungs-
fehler zusteuert. Wir behalten uns fir unsere Mandantschaft, die Einwendungsfihrer, vor, uns mit
gesondertem Anregungs-/Einwendungsschreiben zeithah, je nach weiterem Verfahrensverlauf,
ausfihrlich &uf3ern (siehe unten).

Bereits jetzt wird darum gebeten, uns nach der Abwagung deren Ergebnisse zukommen zu lassen.
Fur die Ergebnismitteilung nach Befassung mit den o.a. sowie noch zu erhebenden weiteren Anre-
gungen und Einwanden gem. 8 3 Abs. 2 S. 4, 2. Halbs. BauGB sind wir umfassend zustellungs-
und empfangsbevollméchtigt.

Weitere Ausfiihrungen auch noch nach Fristablauf der Entwurfsauslegung zu sich der Plangeberin
aufdrdngenden Aspekten, wie auch die o.a. Belange es sind, bleiben vorbehalten, § 4a Abs. 5
BauGB.

Stellungnahme des Planers:
Es ist festzuhalten, dass die Stellungnahme der Rechtsanwalte Dr. Briza Linhart und Kollegen
nicht fristgerecht eingegangen ist.

Das Rechtsanwaltbiro Dr. Briza Linhart und Kollegen, Straubing, macht aus deren Sicht geltend,
dass das bestehende Wohnhaus ihrer Mandanten (Anmerkung: Hoglstralle 16, Teisendorf) ,an die
beiden Grundstiicke“ grenzt, ,deren Baufenster weit Uber eine imaginare Linie der unteren Grund-
stiicke zur Stral3e (Nordseite) orientiert waren“ (Stellungnahme der Rechtsanwalte Dr. Briza Lin-
hart und Kollegen, Straubing, vom 01.12.2023).

Hierzu sind folgende Punkte festzuhalten:

- Die Flursticknummer 751/6 Gemarkung RoRRdorf (HOglstral3e 16, Teisendorf) grenzt an die
Parzelle 13

- Die Parzelle 13 hatte in der 6. Anderung des Bebauungsplanes Ufering-Linden 1l einen Ab-
stand zur PlanstraRe A von 10,0 m.

- Die Parzelle 13 neu hat in der 7. Anderung des Bebauungsplanes Ufering-Linden Il einen
Abstand zur Planstraf3e von nunmehr 7.0 m. Auf die Anregungen der Grundstiickseigenti-
mer der Flurnummer 751/6 eingehend, wurde entgegen der urspriinglichen stadtebaulichen
Absicht die Baugrenze der Parzelle 13 in Richtung Norden verschoben.

- Eine mogliche Verschattung des Gebaudes des Flurstiicks 751/6 erfolgt ggf. nur bedingt
und geringflgig.
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- Der Sichtwinkel des Flurstiicks 751/6 betragt von Osten nach Siden nach Westen 153
Grad

- Der Abstand der bestehenden Bebauung auf dem Flurstiick751/6 zu einer moglichen Be-
bauung eines Haupthauses auf der Parzelle 13 betragt 10,94 m It. digitalen abgriff aus der
Planungsgrundlage.

- Na&here Details siehe Anlage 1 vom 23.01.2024zu dieser Abwagung

Stadtebaulicher Grundgedanke zur Situierung der Baufenster:

Zu Beginn der Planstrale A soll ein ,Eingangsbereich® in diesen neuen Siedlungsabschnitt ge-
schaffen werden. Urspriinglich war in der 6. Anderung des Bebauungsplans Ufering-Linden Il eine
entsprechende StralRenaufweitung vorgesehen. Auf diese wurde seitens der Gemeinde verzichtet,
die grundsatzliche Baufenstersituierung jedoch beibehalten, um den stadtebaulichen Gedanken
mit aufzunehmen. Im Rahmen der Nachverdichtung mit der 7. Anderung des Bebauungsplans Ufe-
ring-Linden Il wurde hier bereits teilweise verzichtet, das Baufenster um 3 m an die Planstral3e
herangertckt. Der urspriingliche stadtebauliche Grundgedanke bei der Situierung der Baufenster
der Parzellen 1, 2, 2a, 3, 12, 13a und 13 beibehalten.

Ferner wurden durch bereits begonnene ErschlieRungsmaRnahmen im Rahmen der 6. Anderung
bereits Fakten gesetzt. Dennoch wurden auf die Belange der Familie im Rahmen der Moglichkei-
ten intensiv eingegangen.

Im Rahmen der Abwégung unter Berlcksichtigung der offentlichen Belange, der privaten Win-
sche, des stadtebaulichen Grundgedankens und des technisch Machbaren nach Baubeginn ge-
maR der 6. Anderung des Bebauungsplans Ufering-Linden Il wurden alle Aspekte untereinander
abgewogen, ferner abgeglichen mit dem Regionalplan der Region 18 sowie des Landesentwick-
lungsprogramm des Freistaats Bayern. Siehe hierzu auch die Stellungnahme der Regierung von
Oberbayern und des Regionalen Planungsverbandes Sudostoberbayern.

Die vorgelegte Planung ist das Ergebnis dieses Abwagungsprozesses. Dass dieser Stadtebaulich
zukunftsfahig ist, belegen die Aussagen der Fachbehérden zur Planung, welche stadtebaulich
nicht beanstandet wurde.

Beschlussvorschlag:
Wird zur Kenntnis genommen, da die Wiinsche der Familie unter Beriicksichtigung o.g.
Sachverhaltes umgesetzt wurden.

Beteiligung der Beht6rden und Trager 6ffentlicher Belange

Folgende Behorden haben keine Stellungnahme abgegeben:

Amt fur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Amt fur landliche Entwicklung, Autobahndirek-
tion Sudbayern, Bauernverband Traunstein, Bayernwerke, BUND Naturschutz Berchtesgadener
Land, BUND Naturschutz in Bayern e.V., Deutscher Alpenverein e.V., EVA Vogling + Angrenzer,
Feuerwehr Teisendorf, Gemeinde Anger, Gemeinde Inzell, Gemeinde Petting, Gemeinde Surberg,
Gemeinde Wonneberg, Kreisbrandrat, Landesbund fir Vogelschutz in Bayern e.V., Landesfische-
reiverband Bayern e.V., Landesjagdverband Bayern e.V., Landesverband fur Hohlen und Karstfor-
schung in Bayern e.V., Luftamt Stdbayern, Markt Waging am See, Oberfinanzdirektion Miinchen
Landesbauabteilung, Polizei Freilassing, Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e.V., Stral3enbau-
amt Traunstein, Ti-NI-Sued-Pti-21-Bauleitplanung Telekom, Traunstein Rettungsleitstelle, Verein
fur Landschaftspflege und Artenschutz in Bayern e.V., Verein zum Schutz der Bergwelt, Ver-
kehrsclub Deutschland (VDC), Wirtschaftsfordergesellschaft BGL, Zweckverband Surgruppe
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Folgende Behorden haben schriftlich Stellung genommen, jedoch keine Einwéande vorge-
bracht, die eine Abwagung erforderlich machen wirden:

AELF Traunstein, Bergamt Sidbayern, Bergrechteverwaltung, Eisenbahnbundesamt Minchen,
Energienetze Bayern GmbH & Co0.KG, Gemeinde Ainring, Gemeinde Saaldorf-Surheim, Gemeinde
Siegsdorf, Handwerkskammer fur Minchen und Oberbayern, Industrie und Handelskammer, Was-
serwirtschaftsamt Traunstein

Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege

Bodendenkmalpflegerische Belange: Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkma-
ler bekannt. Mit der Auffindung bislang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmaéler
(Funde) ist jedoch jederzeit zu rechnen. Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende
Bodendenkmaler der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt fir Denkmalpflege oder die Unte-
re Denkmalschutzbehtrde gemaf? Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9
BayDSchG in der Fassung vom 23.06.2023 unterliegen.

Art. 8 (1) BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverzlglich der Unteren Denkmalschutz-
behtrde oder dem Landesamt fur Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch
der Eigentimer und der Besitzer des Grundstiicks sowie der Unternehmer und der Leiter der Ar-
beiten, die zu dem Fund gefiihrt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die Ubrigen.
Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gefuhrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhalt-
nisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 (2) BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der
Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die Gegenstande
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Treten bei 0. g. MaRnahme Boden-
denkmaler auf, sind diese unverziglich gem. o. g. Art. 8 BayDSchG der Unteren Denkmalschutz-
behtrde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Bodendenkmaéler (Funde) sind unverziglich dem
BLfD zu Ubergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG). Fir allgemeine Riickfragen zur Beteiligung
des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir selbstverstandlich gerne zur Verfigung. Fra-
gen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen,
richten Sie ggf. direkt an den fur Sie zustandigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpfle-
ge (www.blfd.bayern.de).

Stellungnahme: i
Auf die Meldepflicht bei archaologischen Bodenfunden wurde bereits in der 6. Anderung des
BBP’s hingewiesen. Diese behalt ihre Gliltigkeit. Siehe hierzu letzter Satz der Satzung vom

Wird zur Kenntnis genommen.

Bayerisches Landesamt fur Umwelt

Als Landesfachbehorde befassen wir uns v. a. mit umweltbezogenen Fachfragen bei Planungen
und Projekten mit Uberregionaler und landesweiter Bedeutung, mit Grundsatzfragen von besonde-
rem Gewicht sowie solchen Fachbelangen, die von drtlichen oder regionalen Fachstellen derzeit
nicht abgedeckt werden (z. B. Rohstoffgeologie, Geotopschutz, Geogefahren).

Die 0.g. vom LfU zu vertretenden Belange werden nicht bertihrt bzw. wurden ausreichend beriick-
sichtigt.

Zu den ortlich und regional zu vertretenden Belangen des Naturschutzes, der Landschaftspflege
und des technischen Umweltschutzes verweisen wir auf die Stellung nahmen des Landratsamtes
Berchtesgadener Land (Untere Naturschutzbehérde und Untere Immissionsschutzbehorde).

Die Belange der Wasserwirtschaft und des vorsorgenden Bodenschutzes werden vom Wasser-
wirtschaftsamt Traunstein wahrgenommen. Diese Stellen beraten wir bei besonderem fachspezifi-
schem Klarungsbedarf im Einzelfall.
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Stellungnahme:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Deutsche Bahn AG Immobilien

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB Netz AG bevollmachtigtes Unternehmen,
Ubersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme als Trager 6ffentlicher Belange zum o.g.
Verfahren. Gegen den o0.g. Bebauungsplan bestehen aus eisenbahntechnischer Sicht hinsichtlich
der ToB-Belange keine Einwendungen, wenn folgende Hinweise und Anregungen beachtet wer-
den: Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Emissionen (ins-
besondere Luft- und Korperschall, Abgase, Funkenflug, Abriebe z.B. durch Bremsstaube, elektri-
sche Beeinflussungen durch magnetische Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Be-
bauung fihren kénnen. Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind er-
forderlichenfalls vom Bauherrn auf eigene Kosten geeignete SchutzmalRnahmen vorzunehmen.
Anspriiche gegen die Deutsche Bahn AG aus dem gewdhnlichen Betrieb der Eisenbahn in seiner
jeweiligen Form sind seitens des Antragstellers, Bauherrn, Grundstlickseigentiimers oder sonstiger
Nutzungsberechtigter ausgeschlossen. Wir bitten Sie, uns die Abwagungsergebnisse und den Sat-
zungsbeschluss zu gegebener Zeit zuzusenden und an weiteren Verfahren zu beteiligen.

Fur Rickfragen zu diesem Schreiben, die Belange der Deutschen Bahn AG betreffend, steht Ihnen
Frau Safaei gerne zur Verfligung.

Stellungnahme:

Die Hinweise aus der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. Larmimmissionen durch
den Bahnverkehr wurden bereits in der schalltechnischen Untersuchung zur 6. Anderung des BBP
bertcksichtigt. Die in dem Gutachten vorgeschlagenen Schutzmalinahmen gelten weiterhin. Die
Baufenster wurden bis auf Parzelle 13 und 13a nicht verschoben.

Beschlussvorschlag:
Es wird zur Kenntnis genommen.

Landratsamt BGL
Sonstige fachliche Informationen und Empfehlungen aus der eigenen Zustandigkeit zu dem o. g.
Plan, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begriindung und ggf. Rechtsgrundlage

AB 321 Immissionsschutz

Die Marktgemeinde Teisendorf beabsichtigt die 7. Anderung des Bebauungsplans ,Ufering Linden
II“. Zur Schaffung von zusétzlichem Wohnraum soll u.a. auf den Parzellen Nr. 2, 4, 5 und 13 der
kirzlich abgeschlossenen 6. Anderung die Errichtung von Doppelhaushalften ermdglicht werden.
Zudem wird die Flachenversiegelung auf den Parzellen 1, 2, 12 und 13 reduziert, indem die Gara-
gen ndher an die StralRe geriickt und somit die Zufahrten verkurzt werden. Den beschriebenen
Anderungen ist aus immissionsschutzfachlicher Sicht nur eine untergeordnete Bedeutung beizu-
messen. Es bestehen daher keine grundlegenden Bedenken gegen die geplante Anderung

des Bebauungsplans.

Stellungnahme:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

FB 31 Planen, Bauen, Wohnen

Mangels synoptischer Darstellung bzw. entsprechender Kennzeichnung ist im Anderungsplan nicht
erkennbar, welche Anderungen in dieser 7. Anderung v.a. im Planteil konkret und tatsachlich vor-
genommen werden, daher auch schwer nachvollziehbar und beurteilbar.
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Stellungnahme
Die 6. Anderung des Bebauungsplans wird redaktionell erganzt.

Laut Begriindung sind Anlass und Gegenstand der Planung die Parzellen 2, 4, 5 und 13 mit Ziel
einer Doppelhausbebauung, die Parzellen 1, 2, 12 und 13 mit Ziel einer Reduzierung der Flachen-
versiegelung sowie Parzelle 7 mit Ziel der Errichtung von Carports. Der tatsachliche Geltungsbe-
reich der Anderung umfasst allerdings das ganze Plangebiet, wobei die Auswirkungen auch fiir die
tbrigen Parzellen und auf das Baugebiet insgesamt nicht dargelegt sind. In der Begriindung sind
die stadtebaulichen, baurechtlichen und verfahrensrechtlichen Konsequenzen unzureichend erlau-
tert (Begriindungspflicht).

Stellungnahme:

Da es flur das Ubrige Plangebiet keine relevanten Auswirkungen in den Bereichen Stadtebau, Bau-
recht und Verfahrensrecht hat, wurde darauf nicht eingegangen. Eine Detaillierung genannter
Punkte wird redaktionell erganzt.

In der Begriindung ist in Pkt. 1.4 bzgl. des FNP von einer ,derzeit laufenden 6. Anderung“ die Re-
de. Uns sind nur 4 Anderungsverfahren bekannt (zur 4. And. fehlen uns noch die ausgefertigten
Unterlagen). Es stellt sich die Frage, ob eine Anderung bzw. Anpassung lberhaupt erforderlich ist.
Gibt es materielle Griinde oder befindet man sich in einem urspriinglichen 13b-Verfahren?

Stellungnahme:

Eine 7. Anderung ist notwendig, da zusatzliche Stellplatze, durch die Teilung der Baufenster, not-
wendig werden, um die Ortliche Stellplatzsatzung einhalten zu kénnen. Ferner wurde das Baufens-
ter der Parzellen 13 und 13a (alt: Parzelle 13) in Richtung Planstraf3e verschoben.

Anstelle einer Baulinie fir Garagen wird grundsatzlich das Planzeichen 15.3 (Umgrenzung von
Flachen fur Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 und
22 BauGB) verwendet. Insbesondere ist bei einer Baulinie fraglich, wie gerechtfertigt werden kann,
dass z.B. die Garage bei Parzelle 5a an die Grenze zu bauen ist, wahrend die Garage bei Parzelle
6 gerade nicht an die Grenze zu bauen ist.

Stellungnahme:

Wird redaktionell geandert. Grundziige der Planung sind dadurch nicht betroffen.

Die Planzeichen fiir Baugrenze und Baulinie sind schwer zu unterscheiden und stimmen auch
nicht ganz mit deren Nutzung im Plan tberein. Die 6ffentliche Grunflache bedarf einer Zweckbe-
stimmung.

Stellungnahme:

0.9. Punkte werden redaktionell beriicksichtigt.

Der gesamte Bebauungsplan wurde deshalb dargestellt, um aufzuzeigen, dass sich immissions-
schutztechnisch keine Anderungen ergeben. Siehe hierzu auch die Stellungnahme AB 321 Immis-

sionsschutz.

Die Begrindung zu den stadtebaulichen, baurechtlichen und verfahrensrechtlichen Konsequenzen
sind ausgiebig dargestellt, werden jedoch redaktionell detaillierter dargestellt.

Es wird zur Kenntnis genommen. Notwendige Punkte werden redaktionell erganzt.

FB 33 Naturschutz
Aus naturschutzfachlicher Sicht keine Bedenken.
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Stellungnahme:
Es wird zur Kenntnis genommen.

AB 322 Wasserrecht-Bodenschutz-Altlasten

Wir weisen darauf hin, dass bei Ausweisung eines neuen Baugebiets grundsatzlich zu Gberprifen
ist, ob eine ordnungsgemafe Niederschlagswasserbeseitigung im beplanten Gebiet moglich ist
bzw. ist ggf. ein entsprechendes Entwéasserungskonzept aufzustellen, falls eine drtliche Versicke-
rung nicht méglich ist. Im Verfahren zur 6. Anderung des Bebauungsplans ,Ufering-Linden 11“ wur-
de Ubersehen, die Marktgemeinde hierauf hinzuweisen. Wir informieren den Markt Teisendorf da-
her hiertiber noch im Nachgang.

Stellungnahme:
Im Rahmen der Umsetzung der ErschlieBung veranlasste der Markt Teisendorf ein Wasserrechts-
verfahren. Dies ist inzwischen umgesetzt und verbescheidet.

Beziiglich der 7. Anderung bestehen keine Einwénde. Die betroffenen Grundstiicke sind nicht im
Altlastenkataster erfasst. Sollten aufgrund von Bodenuntersuchungen oder wéahrend der Baumal3-
nahmen dennoch Bodenauffélligkeiten angetroffen werden, welche auf eine Altlast 0.4. hinweisen,
ist das Landratsamt Berchtesgadener Land oder das Wasserwirtschaftsamt Traunstein umgehend
zu verstandigen.

Stellungnahme:
Bereits in der 6. Anderung des BBP’s wurde zu diesen Punkte Festsetzungen formuliert. Diese
enthalten auch die Hinweise zu ,Bodenauffalligkeiten und Altlasten®.

Es wird zur Kenntnis genommen.

FB 23 Strallenverkehrswesen
Wir schlieBen uns der Stellungnahme des staatlichen Bauamtes Traunstein an.

Stellungnahme:
Es wird zur Kenntnis genommen.

Z 3 Kommunale Abfallwirtschaft

Belange der Abfallwirtschaft sind im Rahmen einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung, dem
Schutz von Klima und Natur aber auch im Rahmen der Ver- und Entsorgungssicherheit als Teil der
Daseinsvorsorge in der Bauleitplanung zu beriicksichtigen. Im Rahmen des gemeindlichen Pla-
nungsrechts ist somit das Abfallwirtschaftskonzept des Landkreises sowie die Abfallwirtschafts-
satzung (AbfWS) des Landkreises anzuwenden. Weitere Belange des Abfallrechts insbesondere
Bestimmungen zum Arbeitsschutz (DGUV Regel 114-601, Stand: Oktober 2016 sowie DGUV In-
formation 214-033, ,Sicherheitstechnische Anforderungen an Stralen und Fahrwege fur die
Sammlung von Abféallen® Stand Juli 2022) sind hinreichend mit zu bertcksichtigen. Neben den
Auswirkungen bzw. Anforderungen innerhalb des eigentlichen Plangebiets sind auch die Belange
der Abfallwirtschaft fir das gesamte Gemeindegebiet bei der Planung und Abwagung zu berick-
sichtigen. Dies betrifft bei der Intensivierung von Bauland, insbesondere bei Baugebieten mit zu-
lassigem Wohnen, v.a. die zentrums bzw. wohnortnahen Entsorgungsmadglichkeiten wie Wertstoff-
inseln oder Wertstoffhofe, aber ggf. auch Millsammel- und Mullibergabestellen. Ein entsprechen-
des stadtebauliches Gesamtkonzept wurde uns noch nicht aufgezeigt. Die konkrete Planung stellt
ein allgemeines Wohngebiet dar. Uberschlagig entspricht die geplante verkehrstechnische Er-
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schlieBung den o0.g. DGUV Bestimmungen. Hinsichtlich der Baumdarstellung bitten wir bereits heu-
te die Gemeinde fur eine uneingeschrankte Befahrbarkeit der Strae mit den Entsorgungs-LKW
Sorge zu leisten. Eine Ubernahme der Abfélle an der Grundstlicksgrenze ist grds. mdglich.

Wir bitten um einen nachrichtlichen Hinweis in der Satzung (,Privat- bzw. Wohnhaushalte haben
Ihre Abfalle gemaf der Abfallwirtschaftssatzung und dem Kreislaufwirtschaftsgesetz zu entsorgen.
Nichthaushalte, z.B. Freischaffende und Gewerbe, haben die maR3geblichen abfallrechtlichen Best-
immungen der Gewerbeabfallverordnung, insbesondere das Trennungs- und Verwertungsgebot,
sowie hinsichtlich der erforderlichen Restmull tonne die Bestimmungen der Abfallwirtschaftssat-
zung des Landkreises zu beachten.*)

Stellungnahme:
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. Die Hinweise zum Satzungstext wer-
den erganzt.

Es wird zur Kenntnis genommen. Begriindung und Bebauungsplan sind zu erganzen.

Regierung von Oberbayern

Der Markt Teisendorf beabsichtigt im Rahmen der 7. Anderung des Bebauungsplans ,Ufering Lin-
den II* u.a. auf den Parzellen Nrn. 2, 4, 5 und 13 die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir
die Errichtung von Doppelhaushaélften zu schaffen. Mit der vorliegenden 7. Anderung sollen somit
die genannten Parzellen geteilt und neben den Doppelhaushélften auch Flachen fir die benétigten
Garagen festgesetzt werden. Weitere textliche Festsetzungen sollen in diesem Zuge geringfugig
angepasst werden. Im rechtsguiltigen Flachennutzungsplan ist das Plangebiet derzeit als Flache
fur die Landwirtschaft dargestellt und soll im Zuge einer 6. Anderung perspektivisch entsprechend
angepasst werden.

Mit der Planung — einer effizienteren Ausnutzung vorhandener Bauflachen — wird dem Erfordernis
einer flachensparenden Siedlungsentwicklung gemafl Landesentwicklungsprogramm Bayern
(LEP) 3.1.1. G grundsatzlich Rechnung getragen. Etwaige raumordnerische Belange werden
dadurch nicht negativ beriihrt. Die 7. Anderung des Bebauungsplanes ,Ufering Linden II* steht
somit grundsatzlich im Einklang mit den Erfordernissen der Raumordnung.

Mit Blick auf die kinftige Siedlungsentwicklung der Gemeinde weisen wir darauf hin, dass die
Siedlungsentwicklung auf den Hauptsiedlungsbereich Teisendorf konzentriert werden sollte (vgl.
Regionalplanung Stdostoberbayern (RP 18) B Il 3.2) und die im Hauptsiedlungsbereich und im
Ortsteil Oberteisendorf noch in erheblichem Umfang vorhandenen Innenentwicklungspotentiale
gemal LEP 3.2 Z (,Innen vor aufden®) vorrangig genutzt werden sollten.

Hinweis:

Zur Pflege der Planzentrale und des Rauminformationssystems bitten wir Sie auf3erdem, uns nach
Inkrafttreten von Bauleitplanen bzw. stadtebaulichen Satzungen eine Endausfertigung mit ausge-
fullten Verfahrensvermerken und der Angabe des Rechtskraftdatums tber das Funktionspostfach
flaechenerfassung@reg-ob.bayern.de zukommen zu lassen (vgl. Art. 30, 31 BayLplG).

Stellungnahme:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Markt Teisendorf handelt entsprechend den
Vorgaben aus dem Landesentwicklungsprogramm und verdichtet im ,Zentralort Teisendorf* ent-
sprechend die Bauflachen nach.

Regionaler Planungsverband Sidostoberbayern

Die Belange der Regionalplanung sind in der Stellungnahme der hdheren Landesplanungsbehdrde
(Regierung von Oberbayern, Sachgebiet 24.1) bericksichtigt. Weitere wesentliche Erkenntnisse
zur 0.g. Planung liegen nicht vor. Deshalb ist eine zusatzliche Stellungnahme aus Sicht des Regi-
onalen Planungsverbandes nicht erforderlich.
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Stellungnahme:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Staatliches Bauamt Traunstein

Wir weisen darauf hin, dass sich die Nachverdichtung im Bebauungsplangebiet auf die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs an den Einmindungen der Staatsstral3e St 2103 sowie der Bundes-
straRe B 304 auswirken kann. Werden aufgrund der verkehrlichen Entwicklungen, welche im Zu-
sammenhang mit der Anderung stehen, bauliche oder technische MaRRnahmen erforderlich, sind
diese vom Markt Teisendorf in Abstimmung mit dem StraRenbaulasttréager zu planen und umzu-
setzen. Die ggf. bei entstehenden Kosen sind u.U. vom Markt Teisendorf zu tragen.

Wir weisen darauf hin, dass sich das Vorhaben im Abstand von ca. 200-350 m zur Bundesstralie B
304 und somit unter Umsténden im Einwirkungsbereich der StraRenemissionen befindet. Eventuell
kunftige Forderungen auf die Erstattung von Larmsanierungsmafinahmen durch den StralRenbau-
lasttrager konnen daher gemalR den Verkehrslarmschutzrichtlinien (VLarmSchR 97) durch den
Eigentimer nicht geltend gemacht werden.

Stellungnahme:
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.

Brandschutzdienststelle fur den abwehrenden Brandschutz Berchtesgadener Land

Die drtliche zustandige Feuerwehr Teisendorf, Loschzug RoRdorf, kann das Plangebiet innerhalb
der 10-minutigen Hilfsfrist gemaf der Vollzugsbekanntmachung .2 zu Art. 1 "Aufgaben der Ge-
meinden" des Bayerischen Feuerwehrgesetzes erreichen.

Bei den weiteren Planungen zu den ErschlieBungen ist die baurechtlich eingefiihrte "Richtlinie Fla-
chen fur die Feuerwehr in Verbindung mit Art. 5 (1) BayBO zu beachten. Die Gemeinde muss die
Léschwasserversorgung gemafd Art. 1 (2) BayFwG als kommunale Pflichtaufgabe im Plangebiet
sicherstellen. Die Bemessung der Loschwasserversorgungsanlage soll sich nach dem Arbeitsblatt
W 405 des DVGW's, Tabelle 1, richten. Hier sind insbesondere die Belange der kiinftigen gewerb-
lichen Bebauung bzw. Nutzung zu bericksichtigen.

Stellungnahme:
Es ist derzeit keine gewerbliche Bebauung oder Nutzung vorgesehen

Eine erste Wasserentnahmestelle sollte nach den Empfehlungen der AGBF in 75 m Umkreis um
das Objekt liegen.

Die in der Hilfsfrist eintreffende Feuerwehr verfligt nur Gber tragbare Leitern. Somit ist eine Sicher-
stellung des zweiten Rettungsweges uber die Leitern der Feuerwehr nur bis zu einer Bristungsho-
he von 8 m H6he mdglich. Sollten Aufenthaltsraume in einer grolReren Hohe geplant sein, so wére
der zweite Rettungsweg baulich sicher zu stellen.

Stellungnahme:

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise wurden bereits in der 6. Anderung
des BBP’s berlcksichtigt. Die festgesetzte Wandhdhe ermdglicht nur eine Bebauung, die unter-
halb der vorgeschriebenen Briistungshéhe von 8,0 m liegt.

Beschluss:

Auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen und der vorgenommenen Abwagung sind Grund-
zuge der Planung nicht mehr berthrt.
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Der Bau- und Umweltausschuss beschlieRt die Anderung des Bebauungsplans als Satzung.

Abstimmungsergebnis: Fir: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

7 Bauleitplanung; 3. Anderung Bebauungsplan Schneck;
Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen der 6ffentlichen Aus-
legung und Behérdenbeteiligung mit Satzungsbeschluss

In der Zeit vom 07.11.2023 bis 15.12.2023 wurden die Beteiligung der Offentlichkeit sowie die Be-
teiligung der Behérden durchgefiihrt.

Beteiligung der Offentlichkeit:
Aus der Offentlichkeit ging keine Stellungnahme ein.

Beteiligung der Behdrden und Trager offentlicher Belange

Folgende Behdrden haben keine Stellungnahme abgegeben:

AELF Traunstein, Amt fiur Digitalisierung, Breitband und Vermessung, Amt fiir l&andliche Entwick-
lung, Bauernverband Traunstein Bund Naturschutz in Bayern e.V., Deutsche Bahn AG Immobilien,
Deutscher Alpenverein e. V., Eisenbahnbundesamt Minchen, Energie Stidbayern, EVA Vogling +
Angrenzer, Feuerwehr Teisendorf, Gemeinde Ainring, Gemeinde Anger, Gemeinde Inzell, Ge-
meinde Petting, Gemeinde Saaldorf-Surheim, Bund Naturschutz in Bayern e.V., Deutsche Bahn
AG Immobilien; Kreisbrandrat, Landesbund fur Vogelschutz in Bayern e.V., Landesfischereiver-
band Bayern e.V., Landesjagdverband Bayern e.V., Landesverband fir Héhlen und Karstfor-
schung in Bayern e.V., Luftamt Stdbayern, Markt Waging am See, Oberfinanzdirektion Minchen
Landesbauabteilung, Polizei Freilassing, Schutzgemeinschaft Deutscher Wald e.V., Staatliches
Bauamt Traunstein, Stralenbauamt Traunstein, Ti-Ni-Sued-Pti-21-Bauleitplanung Telekom,
Traunstein Rettungsleitstelle, Verein fur Landschaftspflege und Artenschutz in Bayern e.V., Verein
zum Schutz der Bergwelt, Verkehrsclub Deutschland (VDC), Wirtschaftsfordergesellschaft BGL,
Zweckverband Surgruppe

Folgende Behorden haben schriftlich Stellung genommen, jedoch keine Einwénde vorge-
bracht, die eine Abwagung erforderlich machen wirden:

Bayernwerk TOB, Bergamt Sudbayern, Bergrechteverwaltung, BUND Naturschutz Berchtesgade-
ner Land, Gemeinde Siegsdorf, Handwerkskammer fir Miinchen und Oberbayern, Regierung von
Oberbayern, Regionaler Planungsverband Stidostoberbayern, Wasserwirtschaftsamt Traunstein

Autobahndirektion Siudbayern

Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlassung Sudbayern, nimmt zur 3. Anderung des Bebau-
ungsplanes Neukirschen Schneck - im Markt Teisendorf an der BAB A8/O wie folgt Stellung:

Das Bauvorhaben hat einen Abstand von ca. 472 m zur BAB A8/O und befindet sich somit aul3er-
halb des Geltungsbereiches des Fernstrallengesetzes (40 m - Anbauverbotszone und 100 m -
Baubeschrankungszone) nach 8§ 9 Abs. 2 FStrG und § 9 Abs. 2 FStrG.

Die Belange der Autobahn GmbH des Bundes sind somit nicht betroffen.

Hinweis: Das Uberplante Gebiet ist aufgrund der unmittelbaren Autobahnnahe erheblichen Larm-
immissionen ausgesetzt. Ggf. erforderliche LarmschutzmalRnahmen hat der Antragsteller auf seine
Kosten vorzunehmen. Hinsichtlich dieser Kosten bestehen keine Erstattungs- bzw. Entschéadi-
gungsanspriiche oder sonstige Forderungen gegeniber der Autobahn GmbH des Bundes, Nieder-
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lassung Sudbayern und deren Mitarbeitern.
Fir weitere Fragen stehen wir gerne zur Verfigung.

Stellungnahme des Marktes Teisendorf:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Bayerisches Landesamt fur Denkmalpflege

wir bedanken uns fur die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, bei kiinftigen
Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser Sachgebiet (B Q) und unser Ak-
tenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung nimmt das Bayerische Landesamt fir Denkmal-
pflege, als Trager offentlicher Belange, wie folgt Stellung:

Bodendenkmalpflegerische Belange:

Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmaler bekannt. Mit der Auffindung bislang
unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkméler (Funde) ist jedoch jederzeit zu rechnen.

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmaler der Meldepflicht an das
Bayerische Landesamt fur Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehérde gemanR Art. 8
Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom
23.06.2023 unterliegen.

Art. 8 (1) BayDSchG:

Wer Bodendenkmaler auffindet ist verpflichtet, dies unverziglich der Unteren Denkmalschutzbe-
horde oder dem Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der
Eigentiimer und der Besitzer des Grundstlicks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten,
die zu dem Fund gefihrt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die tbrigen. Nimmt
der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund gefiihrt haben, aufgrund eines Arbeitsverhaltnisses
teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.

Art. 8 (2) BayDSchG:

Die aufgefundenen Gegenstande und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der
Anzeige unverandert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehdrde die Gegenstande
vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.Treten bei 0. g. MaBhahme Boden-
denkmaler auf, sind diese unverziglich gem. o. g. Art. 8 BayDSchG der Unteren Denkmalschutz-
behtrde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Bodendenkmaéler (Funde) sind unverziglich dem
BLfD zu Ubergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BayDSchG).

Fur allgemeine Rickfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir
selbstverstandlich gerne zur Verfigung.

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den fiir Sie zustandigen Gebietsreferen-
ten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).

Stellungnahme des Markts Teisendorf
Die Ausfuhrungen werden zur Kenntnis genommen. Ein Hinweis auf die Meldepflicht beim Auffin-
den von Bodendenkmalern wird in die Satzung aufgenommen.

Beschlussvorschlag:
Die Satzung ist gemaR der erfolgten Abwagungen zu erganzen.

Bayerisches Landesamt fur Umwelt

mit E-Mail vom 07.11.2023 geben Sie dem Bayerischen Landesamt fir Umwelt (LfU) Gelegenheit
zur Stellungnahme im Rahmen der o.g. Plananderung.

Als Landesfachbehdrde befassen wir uns v. a. mit umweltbezogenen Fachfragen bei Planungen
und Projekten mit Uberregionaler und landesweiter Bedeutung, mit Grundsatzfragen von besonde-
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rem Gewicht sowie solchen Fachbelangen, die von ortlichen oder regionalen Fachstellen derzeit
nicht abgedeckt werden (z. B. Rohstoffgeologie, Geotopschutz, Geogefahren).

Die 0.g. vom LfU zu vertretenden Belange werden nicht bertihrt bzw. wurden ausreichend bertick-
sichtigt. Zu den ortlich und regional zu vertretenden Belangen des Naturschutzes, der Land-
schaftspflege und des technischen Umweltschutzes verweisen wir auf die Stellung nahmen des
Landratsamtes Berchtesgadener Land (Untere Naturschutzbehérde und Untere Immissions-
schutzbehorde).

Die Belange der Wasserwirtschaft und des vorsorgenden Bodenschutzes werden vom Wasser-
wirtschaftsamt Traunstein wahrgenommen. Diese Stellen beraten wir bei besonderem fachspezifi-
schem Klarungsbedarf im Einzelfall.

Stellungnahme des Marktes Teisendorf
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.

Industrie- und Handelskammer

Aus Sicht der gewerblichen Wirtschatft ist es zu bedauern, dass durch die Bebauungsplanédnderung
keine gewerblich nutzbaren Flachen im Plangebiet mehr zur Verfigung stehen, dennoch besteht
mit der 3. Anderung des Bebauungsplans "Neukirchen Schneck” i. S. d. § 4 BauNVO (WA) Einver-
standnis.

Stellungnahme des Markts Teisendorf
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. Es bestehen keine Bedenken.

Brandschutzdienststelle fiir den abwehrenden Brandschutz

Die ortliche zustandige Feuerwehr Neukirchen kann das plangebiet innerhalt der 10-minltigenn
Hilfsfrist gemaf der Vollzugsbekanntmachung 1.2 zu Art. 1 "Aufgaben der Gemeinden" des Baye-
rischen Feuerwehrgesetzes erreichen. Bei den weiteren Planungen zu den ErschlieBungen ist die
baurechtlich eingefuhrte "Richtlinie Flachen fir die Feuerwehr in Verbindung mit Art. 5 (1) BayBO
zu beachten. Die Gemeinde muss die Ldschwasserversorgung gemald Art. 1 (2) BayFwG als
kommunale Pflichtaufgabe im Plangebiet sicherstellen. Die Bemessung der Loschwasserversor-
gungsanlage soll sich nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW's, Tabelle 1, richten. Hier sind ins-
besondere die Belange der kiinftigen gewerblichen Bebauung bzw. Nutzung zu berlcksichtigen.
Eine erste Wasserentnahmestelle sollte nach den Empfehlungen der AGBF in 75 m Umkreis um
das Objekt liegen.

Die in der Hilfsfrist eintreffende Feuerwehr verflgt nur tber tragbare Leitern. Somit ist eine Sicher-
stellung des zweiten Rettungsweges Uber die Leitern der Feuerwehr nur bis zu einer Briistungsho-
he von 8 m H6he mdglich. Sollten Aufenthaltsraume in einer grolReren Hohe geplant sein, so wére
der zweite Rettungsweg baulich sicherstellen.

Stellungnahme des Markts Teisendorf
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen

Landratsamt Berchtesgadener Land

AB 321 Immissionsschutz

Die Marktgemeinde Teisendorf beabsichtigt die 3. Anderung des Bebauungsplans ,Neukirchen -
Schneck®. Hierdurch soll im ehemaligen Gasthof der Einbau einer zusatzlichen Wohneinheit (kinf-
tig 16 statt bisher 15 Wohneinheiten) anstelle einer Gewerbeeinheit ermdglicht werden. Der ge-
planten Anderung ist aus immissionsschutzfachlicher Sicht nur eine untergeordnete Bedeutung
beizumessen. Es bestehen daher keine Bedenken gegen die 3. Anderung des Bebauungsplans.
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Stellungnahme des Markts Teisendorf
Der Markt Teisendorf nimmt die Mitteilung zur Kenntnis.

FB 31 Planen, Bauen, Wohnen

Die Festsetzung zur Hochstzahl der Wohnungen ist stadtebaulich unbegriindet und daher unzu-
lassig (8 9 Abs. 1 BauGB). In der erforderlichen Begriindung ist nicht dargelegt, aus welchen stad-
tebaulichen Erwagungen mit einer Beschrankung bzw. einer Anhebung dieser auf 16 Wohneinhei-
ten einer unerwiinschten Wohnungs- oder Besiedelungsdichte planerisch entgegengewirkt werden
konnte bzw. musste. Mangels stadtebaulicher Rechtfertigung konnte anstatt einer Anderung eine
Aufhebung dieser Einzelfestsetzung zweckmafRig sein. Es sollte darauf eingegangen werden, wa-
rum es sich weiterhin um ein WA und um kein WR handeln soll.

Stellungnahme des Markts Teisendorf

Auf Grund der Lage und den vorhandenen baulichen Gegebenheiten wird wie bisher eine maxima-
le Anzahl an Wohnungen festgesetzt.

Hierdurch soll die Schaffung weiterer zusatzlicher Wohneinheiten z.B. durch Wohnungsteilungen
verhindert werden. Durch diese wirden zusétzliche Stellplatze erforderlich werden und sich die
Versiegelung des Grundstiickes weiter erhdhen.

Da auch weiterhin das Wohnen nicht storende Gewerbebetriebe oder freiberufliche Nutzungen
maoglich sein sollen wird das Gebiet wie bisher als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt.

Die Begriindung ist gemalR der erfolgten Abwagung zu erganzen.

FB 33 Naturschutz
Aus naturschutzfachlicher Sicht bestehen keine Bedenken.

AB 322 Wasserrecht-Bodenschutz-Altlasten )
Aus Sicht der AB 322 und AB 322alt bestehen keine Einwande gegen die vorliegend geplante An-
derung des Bebauungsplans.

FB 41 Gesundheitswesen

Hinsichtlich des Anschlusszwanges an die kommunale Trinkwasserversorgung wird auf die kom-
munalrechtlichen Bestimmungen der jeweiligen Gemeinde sowie die Stellungnahme des zustandi-
gen WWA Traunstein verwiesen. Alle Trinkwasserinstallationen sind gem. Trinkwasserverordnung,
insbes. gem. den allgemein anerkannten Regeln der Technik, auszufihren und zu betreiben. Hin-
sichtlich des Anschlusszwangs an die kommunale Abwasserbeseitigung wird auf die kommunal-
rechtlichen Bestimmungen der jeweiligen Gemeinde sowie die Stellungnahme des zustandigen
WWA Traunstein verwiesen. Gem. 8§ 41 des IfSG haben Abwasserbeseitigungspflichtige darauf
hinzuwirken, dass Abwasser ohne Gefahr fir die menschliche Gesundheit insbes. durch Krank-
heitserreger beseitigt wird. Die Abwasserentsorgung ist gem. den allg. anerkannten Regeln der
Technik auszufuihren und zu betreiben.

Stellungnahme des Markts Teisendorf
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen.
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FB 23 StralRenverkehrswesen
Es bestehen keine Einwande.

Untere Denkmalschutzbehérde
Von Seiten der Unteren Denkmalschutzbehdrde werden gegen die vorliegende Planung keine Be-
denken erhoben.

Beschluss:

Auf Grund der eingegangenen Stellungnahmen sowie der vorgenommenen Abwégungen sind
Grundzuge der Planung nicht mehr berihrt.

Der Bau- und Umweltausschuss beschlief3t beschliel3t den Bebauungsplan als Satzung.

Abstimmungsergebnis: Fur: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

8 Bauantrag zur Erweiterung Bauhof fir Biroraume und Lagerhalle,
Moosen; Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens

Der Antragsteller mochte bei seinem Betrieb in Moosen den bestehenden Bauhof um 10,00 x
11,10 m sowie 3,50 x 3,60 m erweitern. Dabei sollen Birordume und zuséatzliche Lagerflache ge-
schaffen werden. Die zusatzliche kleinere Erweiterung soll als Hackschnitzellager dienen. Der An-
bau soll mit Keller-, Erd- sowie Obergeschoss errichtet werden.

Das Anwesen befindet sich in einem Gebiet ohne Bebauungsplan im AufRenbereich. Im Flachen-
nutzungsplan ist die Flache als landwirtschaftliche Flache dargestellt. Es handelt sich um ein nicht
privilegiertes Vorhaben gemaR § 35 Abs. 1 BauGB, sondern um ein sonstiges Vorhaben gemafR 8
35 Abs. 2 BauGB.

Demnach ist das Vorhaben gemaR § 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 BauGB zu beurteilen. Dabei ist die
bauliche Erweiterung eines zulassigerweise errichteten gewerblichen Betriebs zuldssig, wenn die
Erweiterung im Verhéltnis zum vorhandenen Gebaude und Betrieb angemessen ist.

Die Voraussetzungen des 8§ 35 Abs. 4 Satz 1 Nr. 6 BauGB liegen vor, so dass dem Vorhaben nicht
entgegengehalten werden kann, dass es den Darstellungen des Flachennutzungsplanes oder ei-
nes Landschaftsplanes widerspricht, die natirliche Eigenart der Landschaft beeintrachtigt wird
oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersiedlung zu beflrchten ist.

Das betroffene Grundstiick ist Uber die GemeindeverbindungsstralRe 7007 an der B 304 ange-
schlossen. Es handelt sich jedoch um eine nicht vermessene Stral3e. Die Grundstucksgrenze wur-
de aus alten Flurkarten Ubernommen. Bei der Stral3e aus den Flurkarten kann die erforderliche
StralR3enbreite von 3 Metern nicht durchgehend nachgewiesen werden. In der Natur ist die Stra-
Renbreite jedoch gegeben. Die Verwaltung wird zur Sicherung der ErschlieBung die Vermessung
der Stralen mit Grunderwerb zeitnah durchfiihren. Auf dem gemeindlichen Grundstiick FI.Nr.
342/1 und 343 Gemarkung Teisendorf ist eine Ausweichmdglichkeit fir den Gegenverkehr gege-
ben.

Bei dem Bauvorhaben handelt es sich um eine Erweiterung eines bereits bestehenden Gewerbe-
betriebs mit BUro- und Lagerflachen. Auf Grund dieser Erweiterung ist mit keinem héheren Ver-
kehrsaufkommen zu rechnen. Die ErschlieBung ist somit gesichert.

Das Vorhaben ist planungsrechtlich zulassig. Das gemeindliche Einvernehmen kann hergestellt
werden.
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Beschluss:
Das gemeindliche Einvernehmen wird hergestellit.

Abstimmungsergebnis: Fur: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

9 Bauantrag zum Einbau einer Hackschnitzelheizung, sowie Errichtung
eines Hackschnitzelbunkers mit Unterstand, Oberreut - Neukirchen;
Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens

Der Antragsteller mochte bei seinem Anwesen in Oberreut bei Neukirchen am Teisenberg eine
Hackschnitzelheizung einbauen, sowie einen Hackschnitzelbunker mit Unterstand errichten. Der
neu zu errichtende Bunker soll die MalRe 4,00 x 4,00 m haben. Der Unterstand soll mit den Mal3en
7,00 x 5,25 m errichtet werden.

Das Anwesen befindet sich in einem Gebiet ohne Bebauungsplan im AulR3enbereich. Demnach ist
das Vorhaben gemaf § 35 BauGB zu beurteilen. Gemalf § 35 Abs. 1 Satz 6 BauGB ist ein Vorha-
ben zulassig, wenn o6ffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschlie3ung ge-
sichert ist und wenn es der energetischen Nutzung von Biomasse im Rahmen eines u.a. Betriebs
nach Nummer 1 oder 2 dient. Folgende Voraussetzungen missen dabei erfllt sein:

a) das Vorhaben steht in einem raumlich-funktionalen Zusammenhang mit dem Betrieb,

b) die Biomasse stammt Uberwiegend aus dem Betrieb

c) es wird je Hofstelle oder Betriebsstandort nur eine Anlage betrieben

Die oben genannten Voraussetzungen werden eingehalten, das Vorhaben ist planungsrechtlich
zulassig. Das gemeindliche Einvernehmen kann hergestellt werden.
Beschluss:

Das gemeindliche Einvernehmen wird hergestellt.

Abstimmungsergebnis: Fur: 6 Gegen: 0 Anwesend: 6

10 Bekanntgaben, Wiinsche und Antrage

10.1 Liste Bliroweg

Liste der im Biroweg an das Landratsamt weitergeleiteten Bauvorhaben
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Bauvorhaben an LRA Bemerkungen

Nutzungsanderung: Antrag auf Anderung der Substratmengen, | 23.01.2024 Keine bauliche Veranderung
Horafing

Errichtung eines Zweifamilienhauses mit Doppelgarage, Steg- | 01.02.2024 Genehmigungsfreistellung
reuth

Vorbescheid: Abbruch sowie Neuerrichtung einer Maschinenhal- | 14.02.2024 Privilegiertes Vorhaben

le, Heigelsberg

Zur Kenntnis genommen

Erster Burgermeister Thomas Gasser schliet um 17:45 Uhr die 6ffentliche Sitzung des Bau- und
Umweltausschusses.

AnschlieRend findet eine nichtdffentliche Sitzung statt.

Thomas Gasser Marianna Baumgartner
Erster Burgermeister Schriftfihrung

Offentliche Sitzung des Bau- und Umweltausschusses vom 19.02.2024 Seite 20



	FLD_sitextg
	FLD_SIDAT
	Anwesenheit
	BM_Text4
	SMC_BM_SNFUNK
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	BM_TEXT2
	Betreff
	Vorlage
	Wortprotokoll
	Beschluß
	BeschlussK
	AbstimmungK
	Abstimmungsergebnis
	Zu

